Stellungnahme der Gemeinderatsfraktion der Freien Wähler zum Artikel "Sanierung läuft mit angezogener Handbremse" in der RNZ vom 30. November 2007
Der Antrag auf Aufnahme in das Landessanierungsprogramm wurde 2004 gestellt, um die Ortsmitte wieder mit mehr Leben zu füllen und attraktiver zu gestalten. Ein weiterer Grund ist die Schaffung von Wohnraum in der Ortsmitte, auch um weiteren Flächenverbrauch mit der Vernichtung von Natur- und landwirtschaftlichen Flächen zu vermeiden.
Dass das Landessanierungsprogramm von der Gemeinde finanziell unterstützt werden muss, war allen Beteiligten klar und die zu tragenden Zuschussanteile wurden bisher immer gerne im Interesse der Gemeinde für die privaten Maßnahmen in den Haushalt eingestellt.

Bewusst wurde bis jetzt privaten Vorhaben der Vorrang gegeben, um einen Anreiz für alle Sanierungswilligen zu schaffen.

Man war sich einig, die kommunalen Vorhaben, wie z.B. die Aufwertung des Rathauses und seines Umfeldes zurückzustellen, bis der Umzug der Feuerwehr vollzogen ist, um dann ein schlüssiges Konzept für die Umgestaltung umzusetzen. 

Es erschließt sich uns nicht, wie die Verwaltungsspitze auf der einen Seite froh ist, dass "die Nachfrage (nach Mitteln aus dem Sanierungsprogramm, A.d.V.) eher bescheiden ist", auf der anderen Seite aber eine Aufstockung des Förderrahmens beantragt, was jedoch wiederum ein finanzielles Engagement der Gemeinde erfordert.
Es überrascht uns, dass in den vergangenen haushaltstechnisch schwierigen Jahren trotz hoher Ausgaben und geringer Einnahmen immer noch Überschüsse vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt und Investitionen in beträchtlicher Höhe möglich waren und jetzt - wo die Einnahmen und Zuweisungen aufgrund der guten Konjunktur steigen, soll "der Neubau des Feuerwehrgerätehauses die Investitionsmittel der Gemeinde auf Jahre hinaus binden". 
Dabei wird die Investition für das Feuerwehrgerätehaus mit einem Zuschuss von annähernd 70% (ca. 1,2 Mio. Euro) aus verschiedenen Fördertöpfen des Landes unterstützt, so dass als Eigen-leistung der Gemeinde ca. 500.000,00 Euro den Haushalt belasten. Das komplette Vorhaben wurde im übrigen bereits im Haushalt 2006 eingestellt.
Und dennoch konnte 2006 noch eine positive Zuführung vom Verwaltungs- in den Vermögens-haushalt in Höhe von 329.114,60 Euro erwirtschaftet werden, obwohl eine umgekehrte Zuführung vom Vermögens- an den Verwaltungshaushalt in Höhe von 45.300,00 Euro geplant war. 
Somit beträgt die momentane Investitionsrücklage ca. 700.000,00 Euro. 
Auch sank die Pro-Kopf-Verschuldung von EUR 696,97 im Vorjahr auf EUR 655,28.

Ebenso ist zu berücksichtigen, dass nach Gemeinderatsbeschluss drei Vereine (Musikverein, DRK, Landfrauenverein) mit den notwendigen Räumlichkeiten in diesem Anwesen untergebracht werden und dadurch an anderer Stelle weitere Investitionen nicht entstehen. 

Die Finanzierung eines Einzelhandelszentrums - einer der angeführten "großen Würfe" - fällt nach dem Gemeindewirtschaftsrecht nicht in den Aufgabenbereich einer politischen Gemeinde, sondern gehört in die Hände von privaten Investoren.

Die Gemeinde bleibt dabei allerdings nicht unbeteiligt, z.B. durch Klärung der Standortfrage und bei der Suche nach einem Betreiber für ein solches Angebot, was von den Freien Wählern uneingeschränkt unterstützt wird. 

Bei aller Sparsamkeit darf nicht vergessen werden, dass Epfenbach Investitionen in die Infrastruktur braucht, um seine Zukunftsfähigkeit zu erhalten. Dies darf auf keinen Fall vernachlässigt werden, wofür wir uns auch bei den anstehenden Haushaltsberatungen einsetzen werden.
